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Deputationsvorlage  
für die Sitzung der Deputation 

für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L)  
am 04.12.2014 

Aktualisierung der  

a) Richtlinie zur Durchführung des „Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ) im 
Land Bremen 

und der  

b) Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des 
„Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ) im Land Bremen 

 

A. Sachdarstellung 
Das „Freiwillige Ökologische Jahr“ (FÖJ) zählt zu den Jugendfreiwilligendiensten. 
Diese sind als besondere Form des bürgerschaftlichen Engagements darauf 
ausgerichtet, die Bildungsfähigkeit der Jugendlichen zu befördern. Das FÖJ wird 
ganztägig als überwiegend praktische Hilfstätigkeit, die an Lernzielen orientiert ist, in 
geeigneten Stellen und Einrichtungen geleistet, die im Bereich des Natur- und 
Umweltschutzes einschließlich der Bildung zur Nachhaltigkeit tätig sind. Das FÖJ 
wird pädagogisch begleitet mit dem Ziel, soziale, kulturelle und interkulturelle 
Kompetenzen zu vermitteln und das Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl 
zu stärken. Im FÖJ sollen insbesondere der nachhaltige Umgang mit Natur und 
Umwelt gestärkt und Umweltbewusstsein entwickelt werden, um ein kompetentes 
Handeln für Natur und Umwelt zu befördern.  

Das Land Bremen fördert das „Freiwillige Ökologische Jahr“ mit derzeit 40 Plätzen in 
ca. 30 anerkannten Einsatzstellen in Bremen und Bremerhaven. 

Die gesetzliche Grundlage für die Durchführung des FÖJ ist das Gesetz zur 
Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (Jugendfreiwilligendienstegesetz - JFDG) 
vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842 ff). Dieses wurde – nach dem Wegfall des 
Zivildienstes und dem Beginn des Bundesfreiwilligendienstes – zuletzt am 20. 
Dezember 2011 geändert (BGBl. I S. 2854). 

Im Land Bremen regeln die Richtlinie zur Durchführung des „Freiwilligen 
Ökologischen Jahres“ (FÖJ) im Land Bremen und die Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zur Förderung des „Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ) die 
Durchführung und Förderung des FÖJ. Diese wurden im Jahr 2009 zuletzt 
redaktionell überarbeitet. Beide Richtlinien laufen aufgrund der Befristung auf fünf 
Jahre am 31. Dezember 2014 aus.  



Das Auslaufen der genannten Richtlinien wurde zum Anlass genommen, diese neben 
redaktionellen Änderungen zum einen hinsichtlich der praktischen Umsetzung und 
zum anderen im Hinblick auf die geänderte Bundesgesetzgebung zu aktualisieren. 

Die Aktualisierung der Richtlinien bedarf der Beschlussfassung durch die Deputation 
für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie. 

 
B. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen 

Die Durchführung des FÖJ wird gemäß des Bundesgesetzes zur Förderung von 
Jugendfreiwilligendiensten (JFDG) mit Bundesmitteln gefördert. Die zur Durchführung 
des FÖJ im derzeitigen Umfang (40 Plätze) im Land Bremen erforderlichen 
Landesmittel sind im Haushalt eingestellt. 

Personalwirtschaftliche Auswirkungen sind mit der Vorlage nicht verbunden. 

Bei der Neufassung der Richtlinien wurde auf eine gendergerechte Sprache geachtet. 
Die Teilnahme an einem Freiwilligen Ökologischen Jahr im Land Bremen steht 
sowohl Frauen als auch Männern offen. Träger und Einsatzstellen des FÖJ sind 
angehalten, eine ausgewogene Verteilung der FÖJ-Plätze mit männlichen und 
weiblichen Freiwilligen anzustreben. Mit der Abschaffung des Zivildienstes ist der 
Anteil der Männer an den Freiwilligen leicht angestiegen. In den vergangenen drei 
Jahren lag die Frauenquote bei den Freiwilligen bei durchschnittlich 69 %.  

 

C. Beschlussvorschlag 
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L) stimmt 
der Aktualisierung der Richtlinie zur Durchführung des „Freiwilligen Ökologischen 
Jahres“ (FÖJ) im Land Bremen und der Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung des „Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ) im Land 
Bremen zu. 

 



 
 
 

Richtlinie zur Durchführung des  
„Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ)  

im Land Bremen 
 

vom xx. xxx. 2014 
 

 
1 Allgemeines 
1.1 Das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) zählt zu den Jugendfreiwilligendiensten. Die-

se fördern die Bildungsfähigkeit der Jugendlichen und gehören zu den besonderen 
Formen des bürgerschaftlichen Engagements. Das FÖJ wird ganztägig als überwie-
gend praktische Hilfstätigkeit, die an Lernzielen orientiert ist, in geeigneten Stellen 
und Einrichtungen geleistet, die im Bereich des Natur- und Umweltschutzes ein-
schließlich der Bildung zur Nachhaltigkeit tätig sind. Das FÖJ wird pädagogisch be-
gleitet mit dem Ziel, soziale, kulturelle und interkulturelle Kompetenzen zu vermitteln 
und das Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl zu stärken. Im FÖJ sollen 
insbesondere der nachhaltige Umgang mit Natur und Umwelt gestärkt und Umwelt-
bewusstsein entwickelt werden, um ein kompetentes Handeln für Natur und Umwelt 
zu befördern.  

1.2 Die gesetzliche Grundlage für die Durchführung des FÖJ im Land Bremen ist das 
Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (Jugendfreiwilligendienste-
gesetz - JFDG) vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842 ff) in der jeweils gültigen Fassung. 

1.3 Zuständige oberste Landesbehörde ist der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr der 
Freien Hansestadt Bremen.  

1.4 Eine FÖJ-Maßnahme beginnt in der Regel am 01. September eines Jahres und en-
det am 31. August des folgenden Jahres (FÖJ-Zeitraum). Die oberste Landesbehör-
de legt die Anzahl der jährlich förderfähigen FÖJ-Plätze fest. 

2 Zulassung von Trägern des FÖJ, Trägeraufgaben und -pflichten  
2.1 Anträge auf Zulassung als Träger des FÖJ sind schriftlich an die oberste Landesbe-

hörde zu richten. Die Zulassung wird schriftlich ausgesprochen, erfolgt widerruflich 
und nach pflichtgemäßem Ermessen.  

2.2 Ein Anspruch auf Förderung gem. der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun-
gen zur Förderung des „Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ) im Land Bremen in 
der jeweils gültigen Fassung kann aus der Zulassung als Träger nicht abgeleitet wer-
den. 

2.3 Die oberste Landesbehörde kann nur solche Einrichtungen als Träger des FÖJ zu-
lassen, die die Voraussetzungen des JFDG erfüllen. Weitere Voraussetzungen für die 
Zulassung sind der Nachweis über 
- die fachliche und sachliche Kompetenz und Zuverlässigkeit, 
- ausreichende personelle Kapazitäten zur Erfüllung der pädagogischen und ver-

waltungstechnischen Aufgaben des FÖJ, 
- den Hauptsitz des Trägers im Land Bremen. 



 

2.4 Folgende Organisationen und Institutionen bieten im Hinblick auf Zielsetzung und 
Kompetenz in besonderer Weise Gewähr für eine gesetzeskonforme Durchführung 
und kommen deshalb vorrangig als Träger in Betracht: 
- Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
- Einrichtungen mit ausgewiesener umweltbezogener Zielsetzung, insbesondere 

die vom Bund gemäß Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz sowie dem Bundesnatur-
schutzgesetz sowie die von der Freien Hansestadt Bremen gemäß Bremischen 
Naturschutzgesetz in den jeweils geltenden Fassungen anerkannten Umwelt- und 
Naturschutzvereinigungen, sowie Einrichtungen, die ihrem satzungsgemäßen 
Aufgabenbereich bzw. ihrem Leitbild zufolge im Schwerpunkt die Ziele einer nach-
haltigen Entwicklung und/oder der Bildung für nachhaltige Entwicklung fördern, 

- Einrichtungen mit nachgewiesener mehrjähriger Erfahrung im Bereich der Förde-
rung des bürgerschaftlichen Engagements, insbesondere Jugendfreiwilligendiens-
te. 

2.5 Die zugelassenen Träger tragen jeweils die Gesamtverantwortung für die rechtmäßi-
ge Durchführung des FÖJ. Die Träger sind verpflichtet, die Vorschriften des JFDG 
sowie die Bestimmungen des Landes Bremen einzuhalten. Sie haben die Ziele des 
JFDG und dieser Richtlinie zu vertreten. Zu den Trägeraufgaben gehören: 
- die pädagogische Begleitung des FÖJ, insbesondere die pädagogische Rahmen-

konzeption, Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der gem. JFDG vor-
geschriebenen FÖJ-Seminare, 

- Auswahl und Betreuung der FÖJ-Einsatzstellen,  
- Kontinuierliche und individuelle Begleitung der  Freiwilligen im FÖJ einschließlich 

Beratung und Krisenintervention,  
- Öffentlichkeitsarbeit für das Bremer FÖJ, 
- finanzielle Abwicklung des FÖJ.  

2.6 Folgende Entscheidungen der Träger bedürfen der Zustimmung der obersten Lan-
desbehörde: 
- Anerkennung und Aberkennung der Eignung von FÖJ-Einsatzstellen, 
- Zuteilung der FÖJ-Plätze bei den Einsatzstellen, 
- Grundsatzfragen der pädagogischen Rahmenkonzeption, 
- Muster der Vereinbarung zur Durchführung des FÖJ, 
- Beauftragung Dritter mit Trägeraufgaben, 
- Sponsorschaften. 

2.7 Die Zulassung als Träger kann widerrufen werden, wenn dieser seinen Pflichten nicht 
nachkommt, seine Aufgaben nicht erfüllt bzw. durch die oberste Landesbehörde gra-
vierende Mängel bei der Wahrnehmung seiner Pflichten und festgestellt werden. 

3 Zuwendungen 
Das Land Bremen gewährt den anerkannten Trägern nach Maßgabe der Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des „Freiwilligen Ökologi-
schen Jahres“ im Land Bremen Zuwendungen für die Durchführung des FÖJ. 

4 Anerkennung als Einsatzstelle durch die Träger 
4.1 Zur Durchführung des FÖJ sind nur die hierfür als geeignet anerkannten Einsatzstel-

len berechtigt. Die Anerkennung wie auch die Aberkennung der Eignung als Einsatz-
stelle obliegt dem jeweiligen FÖJ-Träger im Einvernehmen mit der obersten Landes-
behörde. 

4.2 Die Anerkennung als Einsatzstelle beinhaltet das grundsätzliche Recht, FÖJ-Plätze 
einzurichten. Die Anerkennung sichert nicht das Recht auf Durchführung des FÖJ in 
jedem Jahr und sichert keine Zuteilung von geförderten FÖJ-Plätzen.  



 

4.3 Der Antrag auf Anerkennung als Einsatzstelle des FÖJ im Land Bremen ist beim 
FÖJ-Träger zu stellen. Voraussetzungen für die Anerkennung sind: 
(1) die Vorlage einer Konzeption der Einsatzstelle über die beabsichtigte Durchfüh-
rung des FÖJ mit detaillierten Angaben zu: 
- den Zielen, Aufgaben und Tätigkeitsbereichen der Einsatzstelle im Allgemeinen, 
- dem Einsatzkonzept für die/den Freiwillige/n, 
- den Lern- und Kompetenzzielen der/des Freiwilligen, 
- der Anzahl der in Aussicht genommenen FÖJ-Plätze in der Einsatzstelle. 
(2) der Nachweis einer ausreichenden personellen Kapazität zur Erfüllung der päda-
gogischen und verwaltungstechnischen Aufgaben des FÖJ; 
(3) die Zusicherung der fachlichen und persönlichen Anleitung der/des Freiwillige/n; 
(4) die Zusicherung der Einsatzstelle, im Falle der Anerkennung ihrer Eignung aus-
schließlich Verträge und Vereinbarungen mit den Freiwilligen gemäß des jeweils gül-
tigen, vom Träger entwickelten Musters zur Durchführung des FÖJ im Land Bremen 
abzuschließen und die entsprechenden Standards zu erfüllen. 

4.4 Folgende Organisationen und Institutionen bieten im Hinblick auf Zielsetzung und 
Kompetenz in besonderer Weise Gewähr für eine gesetzeskonforme Durchführung 
und kommen deshalb vorrangig als Einsatzstelle in Betracht:  
- Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
- Einrichtungen mit ausgewiesener umweltbezogener Zielsetzung, insbesondere 

die vom Bund gemäß Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz sowie dem Bundesnatur-
schutzgesetz in den geltenden Fassungen anerkannten Umwelt- und Natur-
schutzvereinigungen,  

- Einrichtungen, die ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich bzw. ihrem Leitbild 
zufolge im Schwerpunkt die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung und/oder der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung fördern. 

4.5 In den Einsatzstellen steht die umweltbezogene Arbeit unter pädagogischer und fach-
licher Anleitung im Mittelpunkt. Die Schwerpunktsetzung kann bei den verschiedenen 
Einsatzstellen unterschiedlich sein: 
- Aufgaben in der Umweltbildung, Bildung für nachhaltige Entwicklung oder Um-

weltforschung, 
- Mitwirkung bei Projekten und Arbeiten in sämtlichen Bereichen des Umwelt-, Na-

tur-, Tier-, Klima- und Ressourcenschutzes sowie zur Förderung einer nachhalti-
gen Entwicklung, 

- praxisnahe Arbeit in der Tier- und Landschaftspflege sowie im ökologischen Land- 
und Gartenbau. 

4.6 Die Anerkennung als Einsatzstelle des FÖJ im Land Bremen wird vom Träger im Ein-
vernehmen mit der obersten Landesbehörde auf Widerruf erteilt. Gründe für den Wi-
derruf können insbesondere sein: 
- Wegfall oder Nichteinhaltung von Eignungsvoraussetzungen, 
- Missachtung von Arbeitsschutzvorschriften sowie 
- der Einsatz von Freiwilligen zu Zwecken, die nicht den Zielen des FÖJ im Land 

Bremen entsprechen.  

5 Rechte und Pflichten der Einsatzstellen 
5.1 Die Einsatzstellen sind verpflichtet, bei der Durchführung des FÖJ die Vorschriften 

des JFDG sowie die Bestimmungen des Landes Bremen zum FÖJ einzuhalten.  

5.2 In jeder Einsatzstelle können mehrere Plätze für das FÖJ angeboten werden. Die 
Zuteilung der Plätze erfolgt durch den FÖJ-Träger. 



 

5.3 Die Einsatzstellen beteiligen sich an der Gesamtkoordinierung des FÖJ im Land 
Bremen und wirken an dessen pädagogischer Begleitung aktiv mit. Sie planen auf 
der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen sowie der pädagogischen Rahmen-
konzeption selbstständig die Durchführung des FÖJ für ihren Bereich. Sie legen für 
jede/n Freiwillige/n einen Jahresplan mit Lern- und Kompetenzzielen für den Einsatz 
fest. In regelmäßigen Anleitungsgesprächen ermöglichen die Einsatzstellen den 
Freiwilligen eine Reflexion und Dokumentation der Lernziele und Kompetenzen.  

5.4 Die Einsatzstellen benennen mindestens eine ständige Ansprechperson für den/die 
Freiwillige/n. 

5.5 Die Einsatzstellen melden die Freiwilligen für die Dauer des Freiwilligendienstes zur 
Sozialversicherung (Kranken-, Unfall-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung) und bei der Berufsgenossenschaft an. Sie leisten die Beiträge in voller Höhe, 
haften für deren fristgerechte Entrichtung und dokumentieren diese Leistung dem 
Träger gegenüber angemessen. 

5.6 Die Einsatzstellen sind verpflichtet, ihrem Träger jede vorzeitige Beendigung eines 
FÖJ unverzüglich schriftlich anzuzeigen und die Gründe für die vorzeitige Beendi-
gung zu benennen. Sofern ein Dienstverhältnis vorzeitig aufgelöst wird, kann der frei 
werdende FÖJ-Platz ggf. im Einvernehmen mit dem FÖJ-Träger bis spätestens 6 
Monate vor Ende des FÖJ-Zeitraumes wiederbesetzt werden. 

5.7 Die Einsatzstellen weisen ihrem Träger für jede/n Freiwillige/n die Dauer der FÖJ-
Teilnahme schriftlich nach und übermitteln dem Träger zum 30. September des je-
weiligen Jahres einen schriftlichen Bericht über den Ablauf des FÖJ. 

6 Bewerbungsverfahren für die Teilnahme am FÖJ 

6.1 Informationen über das FÖJ und die zu besetzenden FÖJ-Plätze bei anerkannten 
Einsatzstellen können jeweils ab 01. März eines jeden Jahres für den darauffolgen-
den FÖJ-Zeitraum bei den Trägern angefordert werden.  

6.2 Bewerben kann sich jede/r, die/der die Vollzeitschulpflicht erfüllt, aber das 27. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat.  

6.3 Bewerbungen sind direkt an die Einsatzstellen zu richten.  

6.4 Die Auswahl der Bewerber/innen trifft die jeweilige Einsatzstelle im Einvernehmen mit 
dem Träger. 

7 Vereinbarung, Bescheinigung, Zeugnis 
7.1 Die Rechte und Pflichten der Freiwilligen ergeben sich aus der zwischen Träger, 

dem/der Freiwilligen und der Einsatzstelle abgeschlossenen Vereinbarung. Die Ver-
einbarung enthält – neben den seitens des JFDG vorgeschriebenen Angaben – die 
folgenden Regelungen: 

7.1.1 Das Dienstverhältnis dauert in der Regel zwölf zusammenhängende Monate. Ver-
tragszeitraum ist grundsätzlich vom 01. September eines Jahres bis zum 31. August 
des folgenden Jahres. Sofern ein Dienstverhältnis vorzeitig aufgelöst wird, kann der 
frei werdende FÖJ-Platz ggf. im Einvernehmen mit dem FÖJ-Träger bis spätestens 6 
Monate vor Ende des FÖJ-Zeitraumes wiederbesetzt werden. 

7.1.2 Die Teilnahme an den vorgesehenen Seminaren im Rahmen des FÖJ ist Pflicht. 

7.1.3 Das FÖJ wird ganztägig als überwiegend praktische Hilfstätigkeit geleistet, deren 
Dienst kein Arbeitsverhältnis begründet. Die Dienstzeit richtet sich nach den für die 
Einsatzstelle jeweils verbindlichen Tarifverträgen und sollte die tariflich festgelegten 
Wochenstunden nicht überschreiten. Für Mehrarbeit an einzelnen Tagen ist in Ab-
sprache zwischen Einsatzstelle und Freiwilliger/m ein Freizeitausgleich zu gewähren. 
Die Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes sind für Freiwillige, die das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu beachten. Mit der Teilnahme an den vor-



 

geschriebenen Wochenseminaren im Rahmen des FÖJ gilt die regelmäßige Dienst-
zeit als erfüllt. 

7.1.4 Der Anspruch auf Erholungsurlaub beträgt bei einer Verpflichtungszeit von zwölf Mo-
naten einheitlich für alle Freiwilligen 26 Arbeitstage. Urlaub während der Seminarter-
mine ist nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung des Trägers möglich.  

7.1.5 Die Freiwilligen erhalten von ihrer Einsatzstelle ein angemessenes Taschengeld. Die 
Angemessenheit bestimmt sich nach § 2 Absatz 1 Punkt 3 JFDG. Werden Unterkunft 
und Verpflegung nicht gestellt, gewährt die Einsatzstelle außerdem eine Geldersatz-
leistung. Ist das Tragen von Arbeitskleidung von der Einsatzstelle vorgeschrieben und 
wird diese nicht gestellt, gewährt die Einsatzstelle hierfür eine Geldersatzleistung.  

7.1.6 Die Freiwilligen erstellen zum 31. Juli des jeweiligen Jahres für den Träger einen 
schriftlichen Erfahrungsbericht über den Ablauf des FÖJ. Dieser enthält eine Bewer-
tung der Tätigkeit in der Einsatzstelle und der durchgeführten Seminare.  

7.1.7 Ein Wechsel der Einsatzstelle innerhalb des Landes Bremen während einer FÖJ-
Maßnahme ist nur in Ausnahmefällen und unter der Voraussetzung möglich, dass alle 
Beteiligten, d.h. der/die betroffene/n Freiwillige/n, die Einsatzstelle/n und der Träger, 
zustimmen. 

7.2 Nach Abschluss des FÖJ stellt der Träger dem/der Freiwilligen eine Bescheinigung 
aus, die den Zeitraum des FÖJ enthält.  

7.3 Bei Beendigung des FÖJ kann der/die Freiwillige vom Träger ein schriftliches Zeugnis 
über die Art und Dauer des Jugendfreiwilligendienstes fordern. Bei der Erstellung des 
Zeugnisses ist die Einsatzstelle angemessen zu beteiligen. Auf Verlangen ist das 
Zeugnis auf die Leistungen und die Führung während der Dienstzeit zu erstrecken. 
Dabei sind in das Zeugnis berufsqualifizierende Merkmale des Jugendfreiwilligen-
dienstes aufzunehmen. 

8 Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.  

 

Bremen, den xx. xxx 2014 
 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 



 
 
 

Richtlinie über die Gewährung von  
Zuwendungen zur Förderung des  

„Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ)  
im Land Bremen 

vom xx. xx. 2014 
 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage  
1.1 Das Land Bremen gewährt nach Maßgabe 

- des Gesetzes zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (JFDG), 
- der Richtlinie zur Durchführung des „Freiwilligen Ökologischen Jahres“ (FÖJ) im 

Land Bremen, 
- der Landeshaushaltsordnung (LHO) und den Verwaltungsvorschriften zur Lan-

deshaushaltsordnung, 
- des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG) und 
- dieser Richtlinie 
in der jeweils gültigen Fassung Zuwendungen zur Förderung des „Freiwilligen Ökolo-
gischen Jahres“ (FÖJ).  

1.2 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht; vielmehr entscheidet 
die zuständige oberste Landesbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2 Gegenstand der Förderung 
2.1 Zuwendungsfähig sind die Ausgaben der Träger des FÖJ und der anerkannten Ein-

satzstellen für die Durchführung des FÖJ. Dazu gehören die für die Freiwilligen direkt 
entstehenden Ausgaben sowie die Kosten für die Ausübung der Trägerschaft einschl. 
der pädagogischen Begleitung.  

2.2 Von einer Förderung ausgenommen sind die Kosten der Einsatzstellen für die fachli-
che und persönliche Anleitung der Freiwilligen. 

3 Zuwendungsempfänger, Zuwendungsvoraussetzung 
3.1 Zuwendungsempfänger sind die im Land Bremen zugelassenen Träger des FÖJ. 

3.2 Zuwendungsvoraussetzung ist, dass die Durchführung des FÖJ den im JFDG ge-
nannten Förderbedingungen sowie den darüber hinausgehenden Anforderungen der 
zuständigen obersten Landesbehörde gegenüber Trägern und Einsatzstellen ent-
spricht.  

3.3 Die Zuwendungsempfänger müssen den Nachweis der gesicherten Finanzierung der 
Durchführung des FÖJ erbringen. 

4 Art und Umfang der Zuwendung 
4.1 Die FÖJ-Träger erhalten nicht rückzahlbare Zuschüsse als Projektförderung für die 

Wahrnehmung der Trägeraufgaben in Form einer  

 



 
 
 
 

(1) Festbetragsfinanzierung für die Personalkosten für die pädagogische/n Fach-
kraft/Fachkräfte, Ausgaben für Seminare und Honorarmittel für die pädagogische 
Begleitung,  

(2) Fehlbedarfsfinanzierung für weitere Kosten der pädagogischen Begleitung, 
Sachkosten, allgemeine Kosten der Trägerschaft sowie je Monat und Freiwilli-
ger/n die Aufwendungen für Taschengeld und Sozialversicherungsbeitrag für die 
Freiwilligen, die ihren Dienst bei gemeinnützigen Einrichtungen1 leisten.  

4.2 Die Träger haben einen angemessenen Anteil, in der Regel mindestens zehn von 
Hundert, an den zuwendungsfähigen Ausgaben für die pädagogische Begleitung aus 
Eigenmitteln und/oder Drittmitteln zu erbringen. Können Eigenmittel nicht eingebracht 
werden, kann der Anteil auch vollständig aus Drittmitteln erbracht werden. 

4.3 Die Gewährung der Zuwendungen erfolgt auf der Grundlage eines von der obersten 
Landesbehörde erteilten Zuwendungsbescheides sowie eines zwischen Träger und 
zuständiger Landesbehörde abgestimmten Finanzierungsplans. 

5 Verfahren 
5.1 Zuwendungen werden nur auf schriftlichen Antrag gewährt. Anträge sind an die zu-

ständige Landesbehörde zu richten. 

5.2 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung, die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides, die Rückforderung, Erstattung und Verzinsung der gewähr-
ten Zuwendungen gelten § 44 LHO einschließlich der hierzu erlassenen Verwaltungs-
vorschriften sowie §§ 48, 49 und 49a BremVwVfG in der jeweils gültigen Fassung.  

5.3 Die Zahlung der Zuwendungen an die Träger erfolgt entsprechend der zuwendungs-
rechtlichen Vorschriften in Raten nach Liquiditätsbedarf der Träger. Die Auszahlungs-
termine werden in einem zwischen der zuständigen Landesbehörde und den Trägern 
abgestimmten Finanzierungsplan festgelegt. Sie sind Bestandteil des Zuwendungs-
bescheides.  

6 Verwendungsnachweis 
6.1 Die Träger sind der zuständigen Landesbehörde gegenüber rechenschaftspflichtig. 

Sie haben nach Abschluss des FÖJ, spätestens jedoch bis zum 01. November eines 
jeden Jahres, den Nachweis über die ordnungsgemäße Verwendung der ihnen bewil-
ligten Zuwendungen zur Durchführung des FÖJ zu erbringen. Die zuständige Lan-
desbehörde bestimmt die Form des Verwendungsnachweises.  

6.2 Nach § 91 LHO ist der Landesrechnungshof der Freien Hansestadt Bremen nach 
Abschluss der Maßnahme im Rahmen eines Zeitraumes von fünf Jahren zur Prüfung 
bei den Trägern berechtigt.  

7 Inkrafttreten 
  Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung  in Kraft.  

 
Bremen, den xx. xx. 2014 
 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr  

1 Die unter 4.1 Pkt. (2) aufgeführten Kosten für nicht gemeinnützig anerkannte oder nicht förderfähige 
zusätzliche FÖJ-Plätze sind von den Einsatzstellen zu tragen. 
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